
Allgemeine Geschäftsbedingungen      (AGB) 
Stand: 05.07.2020 
 

1. Geltungsbereich 

Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Verträge und Rechtsgeschäfte zwischen dem Makler und dem Kunden. Ist von einem Hauptvertrag die Rede, 

dann ist damit ein Kauf-, Miet- oder Pachtvertrag gemeint. 

 

2. Zustandekommen des Maklervertrages 

Der Maklervertrag kommt entweder durch schriftliche Vereinbarung oder durch die Inanspruchnahme der Maklertätigkeit durch den Kunden auf der Grundlage bzw. in Kenntnis der 

für die erfolgreiche Vermittlungs-/Nachweistätigkeit anfallende Provisionsforderung zustande.  

Für das Zustandekommen des Maklervertrages ist die Schriftform nicht erforderlich. Der Maklervertrag kann rechtswirksam auch dadurch zustande kommen, dass der Makler ein 

Kaufobjekt offeriert (z.B. Internet, Zeitung, Aushang), dabei als Makler zu erkennen ist, seinen Provisionsanspruch im Falle des Erfolges beziffert und ein Interessent sich an ihn wendet 

um Leistungen von ihm abzurufen (z.B. Exposé).  

Sollte ein schriftlicher Maklervertrag geschlossen oder sollten Individualvereinbarungen getroffen worden sein, so haben die darin genannten Vereinbarungen Vorrang vor diesen 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen.  

 

3. Informationspflicht 

Der Auftraggeber (Eigentümer) wird verpflichtet, vor Abschluss des beabsichtigten Kaufvertrages unter Angabe des Namens und der Anschrift des vorgesehenen Vertragspartners bei 

dem Makler rückzufragen, ob die Zuführung des vorgesehenen Vertragspartners durch dessen Tätigkeit veranlasst wurde.  

Der Auftraggeber erteilt hiermit dem Makler Vollmacht zur Einsichtnahme in das Grundbuch, in behördliche Akten, insbesondere Bauakten sowie alle Informations- und Einsichtsrechte 

gegenüber dem WEG-Verwalter, wie sie dem Auftraggeber als Wohnungseigentümer zustehen. 

 

4. Weitergabeverbot 

Sämtliche Informationen einschließlich der Objektnachweise des Maklers sind ausdrücklich für den Kunden bestimmt. Diesem ist es ausdrücklich untersagt, die Objektnachweise und 

Objektinformationen ohne ausdrückliche Zustimmung des Maklers, die zuvor schriftlich erteilt werden muss, an Dritte weiter zu geben. Verstößt ein Kunde gegen diese Verpflichtung 

und schließt der Dritte oder andere Personen, an die der Dritte seinerseits die Informationen weitergegeben hat, den Hauptvertrag ab, so ist der Kunde verpflichtet, dem Makler die 

mit ihm vereinbarte Provision zuzüglich Mehrwertsteuer zu entrichten. 

 

5. Doppeltätigkeit 

Der Makler darf sowohl für den Verkäufer als auch für den Käufer tätig werden.  

 

6. Ersatzgeschäft, Folgegeschäft  

Sollte anstelle des ursprünglich angestrebten Geschäftes ein anderer Hauptvertrag über ein anderes Objekt zwischen dem Auftraggeber des Maklers und dem Kunden des Maklers oder 

ein Zuschlag im Wege der Zwangsversteigerung zu Stande kommen, so ist der Kunde dennoch gegenüber dem Makler zur Zahlung der Provision verpflichtet. Des Weiteren gilt diese 

Regelung, wenn anstatt des Kaufvertrages ein Miet- oder Pachtvertrag zu Stande kommt oder umgekehrt.  

 

7. Maklerprovision  

Die Bekanntgabe der Objektadresse geschieht auf ausdrücklichem Hinweis auf unsere Provisionsforderung. Der Objektnachweis/Provisionsanspruch gilt auch gegenüber 

Lebensgefährten, Verwandten, Familienmitgliedern, Lebensgemeinschaften und Betriebsvertretern. 

Es gilt der im Inserat oder Exposé genannte Provisionssatz. Der Provisionsanspruch entsteht, sobald aufgrund des Nachweises oder der Vermittlung des Maklers ein Kauf-, Miet- oder 

Pachtvertrag zustande kommt. Die Maklerprovision ist fällig mit Abschluss des Hauptvertrages.  

 

8. Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen 

Sollte der gewünschte Vertragsabschluss nicht zustande kommen, so ist der Kunde verpflichtet, dem Makler die in Erfüllung des erteilten Auftrages entstandenen und nachgewiesenen 

Aufwendungen (z. B. Insertions-, Telefon- und Fahrtkosten usw.) zu erstatten. Dies gilt nicht bei vorangegangener Erteilung eines Alleinvermarktungsauftrags durch den Kunden. 

Beim Auftrag eines Wohnungssuchenden ist der pauschale Aufwendungsersatz auf 50 € begrenzt.  

 

9. Provisionsanspruch bei nachträglicher Aufhebung des Hauptvertrages 

Der Provisionsanspruch des Maklers entfällt nicht, wenn der nachgewiesene oder vermittelte Hauptvertrag nachträglich aufgehoben oder rückgängig gemacht oder einvernehmlich 

aufgehoben wird.  

 

10. Rückfrageklausel 

Vor Abschluss eines Hauptvertrages verpflichtet sich der Auftraggeber, den Makler unter Angabe des Namens und der Anschrift des vorgesehenen Vertragspartners zu informieren. 

Damit soll dem Makler die Möglichkeit gegeben werden, zu prüfen, ob der Hauptvertrag infolge seiner Nachweis- oder Vermittlungstätigkeit zustande gekommen ist.  

 

11. Geldwäschegesetz 

Der Empfänger erkennt an, dass der Makler nach dem Geldwäschegesetz verpflichtet ist, die Identität der Kunden festzustellen. Hierzu gehört die Anfertigung und Archivierung des 

Personalausweises/Reisepasses bzw. bei Firmen des Handelsregisterauszugs. 

 

12. Kontaktaufnahme 

Der Kunde erklärt hiermit seine ausdrückliche Einwilligung für Telefonanrufe bzw. schriftlicher Kontaktaufnahme zum Zwecke der Beratung und Information zu Immobilienangeboten. 

Eine Weitergabe zu anderen Zwecken wird ausgeschlossen. Diese Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden. 

 

13. Haftung 

Der Makler weist darauf hin, dass die von ihm weitergegebenen Objektinformationen vom Verkäufer bzw. von einem vom Verkäufer beauftragten Dritten stammen und von ihm, dem 

Makler, auf ihre Richtigkeit nicht überprüft worden sind. Es ist Sache des Kunden, diese Angaben auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen. Der Makler übernimmt für die Richtigkeit 

keinerlei Haftung. Der Makler haftet zudem nicht für die Bonität der vermittelten Vertragspartei. Die Haftung des Maklers ist auf grob fahrlässiges oder vorsätzliches Verhalten 

begrenzt.  

 

14. Verjährung  

Die Verjährungsfrist für alle Schadensersatzansprüche des Kunden gegen den Makler beträgt drei Jahre. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem die die Schadensersatzverpflichtung 

auslösende Handlung begangen worden ist. Sollten die gesetzlichen Verjährungsregelungen im Einzelfall für den Makler zu einer kürzeren Verjährung führen, gelten diese. 

 

15. Salvatorische Klausel  

Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder des Maklervertrages nichtig oder unwirksam sein, so wird die Wirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen hiervon nicht berührt. Dies gilt auch dann, wenn innerhalb einer Regelung ein Teil nichtig oder unwirksam ist, ein anderer Teil hingegen gültig oder wirksam. Die jeweils 

nichtige oder unwirksame Bestimmung soll durch die ersetzt werden, die dem ursprünglich gewollten und den wirtschaftlichen Interessen der Vertragsparteien am nächsten kommt 

ohne den übrigen Vereinbarungen zuwider zu laufen.  

 

16. Gerichtsstand  

Handelt es sich bei dem Auftraggeber um einen Kaufmann im Sinne des HGB so ist Gerichtsstand der Firmensitz des Maklers. Ansonsten gelten die gesetzlichen Bestimmungen der 

Bundesrepublik Deutschland. 


